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Bisherige Regelung Neue Regelung

§ 2 Mitgliedervereinigungen

(1) Die Gemeinderäte können sich zu 
Mitgliedervereinigungen (Fraktionen) 
zusammenschließen. Eine Fraktion muss 
einschließlich etwaiger ständiger Gäste aus 
mindestens drei Gemeinderäten bestehen.

§ 2 Fraktionen

(1) Die Gemeinderäte können sich nach § 
32a GemO zu Fraktionen 
zusammenschließen. Eine Fraktion muss 
aus mindestens drei Gemeinderäten 
bestehen. Jeder Gemeinderat kann nur 
einer Fraktion angehören.  

(2) Die Fraktionen wirken bei der 
Willensbildung und Entscheidungsfindung 
des Gemeinderats mit. Sie dürfen insoweit 
ihre Auffassungen öffentlich darstellen. Ihre 
innere Ordnung muss demokratischen und 
rechtsstaatlichen Grundsätzen entsprechen. 

§ 4 Unterrichtsrecht, Akteneinsicht, 
Anfragerecht der Gemeinderäte

(1) Ein Viertel der Gemeinderäte kann in 
allen Angelegenheiten der Gemeinde und 
ihrer Verwaltung verlangen, dass der 
Bürgermeister den Gemeinderat 
unterrichtet, und dass diesem oder einem 
von ihm bestellten Ausschuss Akteneinsicht 
gewährt wird. In diesem Ausschuss müssen 
die Antragsteller vertreten sein (§ 24 Abs. 3 
GemO).

(2) Jeder Gemeinderat kann an den 
Bürgermeister schriftliche oder in einer 
Sitzung mündliche Anfragen über einzelne 
Angelegenheiten im Sinne des Absatzes 1 
stellen (§ 24 Abs. 4 GemO). Mündliche 
Anfragen, die mit keinem Punkt der 
Tagesordnung in Verbindung stehen, sind 
erst nach Erledigung der Tagesordnung 
zulässig.

§ 4 Unterrichtungsrecht, Akteneinsicht, 
Anfragerecht der Gemeinderäte

(1) Eine Fraktion oder ein Sechstel der 
Gemeinderäte kann in allen 
Angelegenheiten der Gemeinde und ihrer 
Verwaltung verlangen, dass der 
Bürgermeister den Gemeinderat 
unterrichtet. Ein Viertel der Gemeinderäte 
kann in Angelegenheiten i.S.v. Satz 1 
verlangen, dass dem Gemeinderat oder 
einem von ihm bestellten Ausschuss 
Akteneinsicht gewährt wird. In dem 
Ausschuss müssen die Antragsteller 
vertreten sein.

(2) Jeder Gemeinderat kann an den 
Bürgermeister schriftliche, elektronische 
oder in einer Sitzung mündliche Anfragen 
im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 stellen. 
Mündliche Anfragen, die mit keinem Punkt 
der Tagesordnung in Verbindung stehen, 
sind erst nach Erledigung der 
Tagesordnung zulässig.

***geändert nach Vorberatung VA:
Zulässigkeit von Aussprachen bei Anfragen



§ 5 Amtsführung
Die Gemeinderäte und die zur Beratung 
zugezogenen Einwohner müssen ihre 
Tätigkeit uneigennützig und 
verantwortungsbewusst ausüben. Sie sind 
verpflichtet, an den Sitzungen teilzunehmen 
(§§ 17 Abs. 1, 34 Abs. 3 GemO). Bei 
Verhinderung ist der Vorsitzende unter 
Angabe des Grundes rechtzeitig vor der 
Sitzung zu verständigen. Ist die rechtzeitige 
Verständigung des Vorsitzenden infolge 
unvorhergesehener Ereignisse nicht 
möglich, so kann sie nachträglich erfolgen.

§ 5 Amtsführung
Die Gemeinderäte und die zur Beratung 
zugezogenen Einwohner müssen ihre 
Tätigkeit uneigennützig und 
verantwortungsbewusst ausüben. Sie sind 
verpflichtet, an den Sitzungen des 
Gemeinderats teilzunehmen. Bei 
Verhinderung oder wenn es erforderlich ist, 
die Sitzung vorzeitig zu verlassen, ist der 
Vorsitzende unter Angabe des Grundes 
rechtzeitig vor der Sitzung zu verständigen. 
Ist die rechtzeitige Verständigung des 
Vorsitzenden infolge unvorhergesehener 
Ereignisse nicht möglich, so kann sie 
nachträglich erfolgen.
- §§ 17 Abs. 1, 34 Abs. 3 GemO –

§ 8 Ausschluss wegen Befangenheit 
nach § 18 GemO

(1) Ein Gemeinderat oder ein zur Beratung 
zugezogener Einwohner darf weder 
beratend noch entscheidend mitwirken, 
wenn die Entscheidung einer Angelegenheit 
ihm selbst oder folgenden Personen einen 
unmittelbaren Vorteil oder Nachteil bringen 
kann:

1. dem Ehegatten, früheren Ehegatten oder 
dem Verlobten,

2. einem in gerader Linie oder in der 
Seitenlinie bis zum dritten Grade 
Verwandten,

3. einem in gerader Linie oder in der 
Seitenlinie bis zum zweiten Grad 
Verschwägerten oder

4. einer von ihm kraft Gesetzes oder 
Vollmacht vertretenen Person.

(2) Dieses Wirkungsverbot gilt auch, wenn 
der Gemeinderat oder der zur Beratung 
zugezogene Einwohner

1. gegen Entgelt bei jemand beschäftigt ist, 
dem die Entscheidung der Angelegenheit 
einen unmittelbaren Vorteil oder Nachteil 
bringen kann, es sei denn, dass nach den 
tatsächlichen Umständen der Beschäftigung 

§ 8 Ausschluss wegen Befangenheit

(1) Ein Gemeinderat oder ein zur Beratung 
zugezogener Einwohner darf weder 
beratend noch entscheidend mitwirken, 
wenn die Entscheidung einer Angelegenheit 
ihm selbst oder folgenden Personen einen 
unmittelbaren Vorteil oder Nachteil bringen 
kann:

1. dem Ehegatten oder dem Lebenspartner 
nach §1 des 
Lebenspartnerschaftsgesetzes,

2. einem in gerader Linie oder in der 
Seitenlinie bis zum dritten Grad Verwandten 
oder einem durch Annahme an Kindes statt 
Verbundenen,

3. einem in gerader Linie oder in der 
Seitenlinie bis zum zweiten Grad 
Verschwägerten oder als verschwägert 
Geltenden, solange die die Schwägerschaft 
begründende Ehe oder 
Lebenspartnerschaft nach § 1 des 
Lebenspartnerschaftsgesetzes besteht,  
oder

4. einer von ihm kraft Gesetzes oder 
Vollmacht vertretenen Person.

(2) Dieses Mitwirkungsverbot gilt auch, 
wenn der Gemeinderat oder der zur 
Beratung zugezogene Einwohner

1. gegen Entgelt bei jemand beschäftigt ist, 
dem die Entscheidung der Angelegenheit 
einen unmittelbaren Vorteil oder Nachteil 
bringen kann, es sei denn, dass nach den 
tatsächlichen Umständen der Beschäftigung 



anzunehmen ist, dass sich der Bürger 
deswegen nicht in einem 
Interessenwiderstreit befindet,

2. oder dessen Ehegatte, früherer Ehegatte, 
Verlobter, Kinder, Eltern, Gesellschafter 
einer Handelsgesellschaft oder Mitglied des 
Vorstands, des Aufsichtsrates oder eines 
gleichartigen Organs eines rechtlichen 
selbständigen Unternehmens sind, denen 
die Entscheidung der Angelegenheit einen 
unmittelbaren Vor- oder Nachteil bringen 
kann. Ist der Gemeinderat oder der zur 
Beratung hinzugezogene Einwohner als 
Vertreter der Gemeinde oder auf Vorschlag 
der Gemeinde Organmitglied im Sinne des 
Satzes 1, besteht kein Mitwirkungsverbot.

(4) Der Gemeinderat und der zur Beratung 
zugezogene Einwohner, bei dem ein 
Tatbestand vorliegt, der Befangenheit zur 
Folge haben kann, hat dies vor Beginn der 
Beratung über diesen Gegenstand dem 
Vorsitzenden mitzuteilen. Ob ein 
Ausschließungsgrund vorliegt, entscheidet 
in Zweifelsfällen in Abwesenheit des 
Betroffenen bei Gemeinderäten der 
Gemeinderat, sonst der Bürgermeister.

(5) Wer wegen Befangenheit an der 
Beratung und Entscheidung nicht mitwirken 
darf, muss die Sitzung, bei nichtöffentlicher 
Sitzung auch den Sitzungsraum, verlassen.

anzunehmen ist, dass sich der Gemeinderat 
deswegen nicht in einem 
Interessenwiderstreit befindet;

2. oder dessen Ehegatte, Lebenspartner 
nach § 1 des 
Lebenspartnerschaftsgesetzes, Kinder, 
Eltern, Gesellschafter einer 
Handelsgesellschaft oder Mitglied des 
Vorstands, des Aufsichtsrats oder eines 
gleichartigen Organs eines rechtlich 
selbständigen Unternehmens sind, denen 
die Entscheidung einen unmittelbaren Vor- 
oder Nachteil bringen kann. Ist der 
Gemeinderat oder der zur Beratung 
hinzugezogene Einwohner als Vertreter der 
Gemeinde oder auf Vorschlag der 
Gemeinde Organmitglied im Sinne des 
Satzes 1, besteht kein Mitwirkungsverbot;

(4) Der Gemeinderat und der zur Beratung 
zugezogene Einwohner, bei dem ein 
Tatbestand vorliegt, der Befangenheit zur 
Folge haben kann, hat dies vor Beginn der 
Beratung über diesen Gegenstand dem 
Vorsitzenden mitzuteilen. Entsprechendes 
gilt, wenn Anhaltspunkte dieser Art während 
der Beratung erkennbar werden. Ob ein 
Ausschließungsgrund vorliegt, entscheidet 
in Zweifelsfällen in Abwesenheit des 
Betroffenen bei Gemeinderäten der 
Gemeinderat, bei Mitgliedern von 
Ausschüssen der Ausschuss, sonst der 
Bürgermeister. 

5) Wer wegen Befangenheit an der 
Beratung und Entscheidung nicht mitwirken 
darf, muss die Sitzung verlassen. Bei 
öffentlicher Sitzung muss er sich in den für 
die Zuhörer bestimmten Bereich des 
Sitzungsraumes begeben; bei 
nichtöffentlichen Sitzungen muss er auch 
den Sitzungsraum verlassen.
- § 18 GemO –

§ 9 Öffentlichkeitsgrundsatz,
Bekanntgabe nichtöffentlich gefasster 
Beschlüsse

(2) Zu den öffentlichen Sitzungen des 
Gemeinderats hat jedermann Zutritt, soweit 
es die Raumverhältnisse gestatten.

(3) In nichtöffentlicher Sitzung nach Absatz 
1 gefasste Beschlüsse sind nach 
Wiederherstellung der Öffentlichkeit oder, 
wenn dies ungeeignet ist, in der nächsten 
öffentlichen Sitzung bekanntzugeben, 

§ 9 Öffentlichkeitsgrundsatz, 
Bekanntgabe nichtöffentlich gefasster 
Beschlüsse

***geändert nach Vorberatung VA:
(2) Zu den öffentlichen Sitzungen des 
Gemeinderats hat jede Person Zutritt, 
soweit es die Raumverhältnisse gestatten.

(3) In nichtöffentlicher Sitzung nach Absatz 
1 gefasste Beschlüsse sind nach 
Wiederherstellung der Öffentlichkeit oder, 
wenn dies ungeeignet ist, in der nächsten 
öffentlichen Sitzung im Wortlaut bekannt 



sofern nicht das öffentliche Wohl oder 
berechtigte Interessen einzelner 
entgegenstehen (§ 35 Abs. 1 letzter 
Halbsatz GemO).

zu geben, soweit nicht das öffentliche Wohl 
oder berechtigte Interessen Einzelner 
entgegenstehen.
 - § 35 GemO – 

(4) Die in öffentlicher Sitzung gefassten 
oder bekannt gegebenen Beschlüsse 
werden im Wortlaut oder in Form eines 
zusammengefassten Berichts innerhalb 
einer Woche nach der Sitzung auf der 
Internetseite der Gemeinde veröffentlicht, 
sofern sichergestellt ist, dass hierdurch 
keine personenbezogenen Daten oder 
Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse 
unbefugt offenbart werden. 
- § 41b Abs. 5 – Inkrafttreten erst zum 
30.10.16 - .

§ 12 Einberufung

(1) Der Gemeinderat ist einzuberufen, wenn 
es die Geschäftslage erfordert; er soll 
jedoch mindestens einmal im Monat 
einberufen werden. Der Gemeinderat muss 
unverzüglich einberufen werden, wenn es 
ein Viertel der Gemeinderäte unter Angabe 
des Verhandlungsgegenstandes beantragt. 
Die Verhandlungsgegenstände müssen 
zum Aufgabengebiet des Gemeinderates 
gehören (§ 34 Abs. 1 GemO).

(2) Der Bürgermeister beruft den 
Gemeinderat zu Sitzungen schriftlich mit 
angemessener Frist, mindestens drei Tage, 
in der Regel jedoch fünf Tage vor der 
Sitzung, unter Angabe der Tagesordnung (§ 
13) ein (§ 34 Abs. 1 GemO). In der Regel 
finden Sitzungen dienstags statt. In 
Notfällen kann der Gemeinderat ohne Frist, 
formlos (mündlich, fernmündlich oder durch 
Boten) und nur unter Angabe der 
Verhandlungsgegenstände einberufen 
werden (§ 34 Abs. 2 GemO).

(4) Zeit, Ort und Tagesordnung öffentlicher 
Sitzungen sind rechtzeitig ortsüblich 
bekanntzugeben (§ 34 Abs. 1 GemO).

§ 12 Einberufung

(1) Der Gemeinderat ist einzuberufen, wenn 
es die Geschäftslage erfordert; er soll 
jedoch mindestens einmal im Monat 
einberufen werden. Der Gemeinderat muss 
unverzüglich einberufen werden, wenn es 
ein Viertel der Gemeinderäte unter Angabe 
des Verhandlungsgegenstands beantragt. 
Die Verhandlungsgegenstände müssen 
zum Aufgabengebiet des Gemeinderats 
gehören. Satz 2 gilt nicht, wenn der 
Gemeinderat den gleichen 
Verhandlungsgegenstand innerhalb der 
letzten sechs Monate bereits behandelt hat. 
Absatz 2 gilt entsprechend. 

(2) Der Bürgermeister beruft den 
Gemeinderat schriftlich (oder elektronisch) 
mit angemessener Frist ein und teilt 
rechtzeitig, in der Regel mindestens sieben 
Tage vor dem Sitzungstag, die 
Verhandlungsgegenstände mit; dabei 
werden die für die Verhandlung 
erforderlichen Unterlagen beigefügt (s. § 
14). In der Regel finden Sitzungen 
dienstags statt. In Notfällen kann der 
Gemeinderat ohne Frist und formlos 
(mündlich, fernmündlich oder durch Boten) 
einberufen werden. 

(4) Zeit, Ort und Tagesordnung öffentlicher 
Sitzungen sind rechtzeitig ortsüblich 
bekannt zu geben. 
- § 34 Abs. 1 und 2 GemO -

(5) Für den Abruf oder die Übermittlung der 
Einladung, Tagesordnung und der zur 
Beratung erforderlichen 
Beratungsunterlagen kommt ein 
Ratsinformationssystem zum Einsatz. Der 



Empfänger ist dafür verantwortlich, dass 
unbefugte Dritte keinen Zugriff auf 
Einladung und Beratungsunterlagen 
nehmen können 
Gemeinderäte, mit denen diese Form der 
elektronischen Ladung vereinbart wurde, 
erhalten keine zusätzliche schriftlichen 
Ladung und keine schriftlichen 
Beratungsunterlagen.

§ 13 Tagesordnung

(4) Der Bürgermeister kann in dringenden 
Fällen durch schriftlich auszugebende 
Nachträge die Tagesordnung erweitern. Er 
ist berechtigt, Verhandlungsgegenstände 
bis zum Beginn der Sitzung unter Angabe 
des Grundes von der Tagesordnung 
abzusetzen. Dies gilt nicht für Anträge nach 
Absatz 2.

§ 13 Tagesordnung

(4) Der Bürgermeister kann in dringenden 
Fällen durch schriftlich (oder elektronisch) 
auszugebende Nachträge die 
Tagesordnung erweitern. Er ist berechtigt, 
Verhandlungsgegenstände bis zum Beginn 
der Sitzung unter Angabe des Grundes von 
der Tagesordnung abzusetzen. Dies gilt 
nicht für Anträge nach Absatz 2.
- § 34 Abs. 1, § 35 Abs. 1 GemO -

§ 14 Beratungsunterlagen

(1) Der Einberufung nach § 12 fügt der 
Bürgermeister die für die Verhandlung 
erforderlichen Unterlagen bei, soweit nicht 
das öffentliche Wohl oder berechtigte 
Interessen einzelner entgegenstehen. Die 
Vorlagen sollen die Sach- und Rechtslage 
darstellen und möglichst einen Antrag 
enthalten (§ 34 Abs. 1 GemO).

(2) Die Beratungsunterlagen sind nur für die 
Gemeinderäte bestimmt. Über den Inhalt 
der Vorlagen ist so lange Verschwiegenheit 
zu wahren, als über sie noch nicht öffentlich 
verhandelt ist (§ 34 Abs. 1 GemO).

§ 14 Beratungsunterlagen

1) Der Einberufung nach § 12 fügt der 
Bürgermeister die für die Verhandlung 
erforderlichen Unterlagen bei, soweit nicht 
das öffentliche Wohl oder berechtigte 
Interessen Einzelner entgegenstehen. Die 
Vorlagen sollen die Sach- und Rechtslage 
darstellen und möglichst einen Antrag 
enthalten.

(2) Beratungsunterlagen öffentlicher 
Sitzungen sind unter Beachtung des 
Datenschutzes grundsätzlich im 
Sitzungsraum für die Zuhörer auszulegen 
und auf der Internetseite der Gemeinde 
(www.reichenbach-fils.de) zu 
veröffentlichen. 

(3) Gemeinderäte dürfen den Inhalt der 
Beratungsunterlagen öffentlicher Sitzungen, 
ausgenommen personenbezogene Daten 
oder Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse, 
zur Wahrnehmung ihres Amtes gegenüber 
Dritten und der Öffentlichkeit bekannt 
geben.

(4) Im Übrigen und insbesondere für 
Beratungsunterlagen für nichtöffentliche 
Sitzungen gilt § 6.
- §§ 34 Abs. 1, 41b Abs. 4 GemO – 

§ 17 Verhandlungsablauf, Änderung der 
Tagesordnung durch den Gemeinderat

( (2) Die nachträgliche Aufnahme von 
Gegenständen in die Tagesordnung für die 

§ 17 Verhandlungsablauf, Änderung der 
Tagesordnung durch den Gemeinderat

(2) Die nachträgliche Aufnahme von 
Gegenständen in die Tagesordnung ist, von 



öffentliche Sitzung ist, von Notfällen 
abgesehen, während der Sitzung nicht 
möglich. In nichtöffentlichen Sitzungen kann 
ein Verhandlungsgegenstand, von Notfällen 
abgesehen, nur durch einstimmigen 
Beschluss aller Mitglieder des 
Gemeinderates nachträglich auf die 
Tagesordnung gesetzt werden.

Notfällen abgesehen, während der Sitzung 
nicht möglich.

§ 21 Geschäftsordnungsanträge § 21 Geschäftsordnungsanträge

(5) Für den Schlussantrag gilt § 17 Abs. 5.

(6) Wird der Antrag auf „Schluss der 
Rednerliste" angenommen, dürfen nur noch 
diejenigen Gemeinderäte zur Sache 
sprechen, die zum Zeitpunkt der 
Antragstellung auf der Rednerliste 
vorgemerkt sind.

§ 24 Wahlen

(1) Wahlen werden geheim mit 
Stimmzetteln vorgenommen; es kann offen 
gewählt werden, wenn kein Mitglied des 
Gemeinderates widerspricht. Der 
Bürgermeister hat Stimmrecht. Gewählt ist, 
wer mehr als die Hälfte der Stimmen der 
anwesenden Stimmberechtigten erhalten 
hat. Wird eine solche Mehrheit bei der Wahl 
nicht erreicht, findet zwischen den beiden 
Bewerbern mit den meisten Stimmen 
Stichwahl statt, bei der die einfache 
Stimmenmehrheit entscheidet. Bei 
Stimmengleichheit entscheidet das Los. 
Steht nur ein Bewerber zur Wahl, findet im 
Falle des Satzes 4 ein zweiter Wahlgang 
statt, für den Satz 3 gilt. Der zweite 
Wahlgang soll frühestens eine Woche nach 
dem ersten Wahlgang durchgeführt werden 
(§ 37 Abs. 7 GemO).

§ 24 Wahlen

(1) Wahlen werden geheim mit 
Stimmzetteln vorgenommen; es kann offen 
gewählt werden, wenn kein Mitglied des 
Gemeinderats widerspricht. Der 
Bürgermeister hat Stimmrecht. Gewählt ist, 
wer mehr als die Hälfte der Stimmen der 
anwesenden Stimmberechtigten erhalten 
hat. Wird eine solche Mehrheit bei der Wahl 
nicht erreicht, findet zwischen den beiden 
Bewerbern mit den meisten Stimmen 
Stichwahl statt, bei der die einfache 
Stimmenmehrheit entscheidet. Bei 
Stimmengleichheit entscheidet das Los. 
Steht nur ein Bewerber zur Wahl und 
erreicht dieser nicht mehr als die Hälfte der 
Stimmen der anwesenden 
Stimmberechtigten, findet ein zweiter 
Wahlgang statt; auch im zweiten Wahlgang 
ist mehr als die Hälfte der Stimmen der 
anwesenden Stimmberechtigten 
erforderlich. Der zweite Wahlgang soll 
frühestens eine Woche nach dem ersten 
Wahlgang durchgeführt werden.

§ 25 Ernennung, Anstellung und 
Entlassung der Gemeindebediensteten

(1) Der Gemeinderat entscheidet im 
Einvernehmen mit dem Bürgermeister über 
die Ernennung, Einstellung und Entlassung 
der Gemeindebediensteten. Kommt es zu 
keinem Einvernehmen, entscheidet der 
Gemeinderat mit einer Mehrheit von zwei 
Dritteln der Stimmen der anwesenden 
Mitglieder allein. Der Bürgermeister ist 
zuständig, soweit der Gemeinderat ihm die 
Entscheidung überträgt oder diese zur 

§ 25 Ernennung, Einstellung und 
Entlassung der Gemeindebediensteten 

(1) Der Gemeinderat entscheidet im 
Einvernehmen mit dem Bürgermeister über 
die Ernennung, Einstellung und Entlassung 
der Gemeindebediensteten; das Gleiche gilt 
für die nicht nur vorübergehende 
Übertragung einer anders bewerteten 
Tätigkeit bei einem Arbeitnehmer sowie für 
die Festsetzung des Entgelts, sofern kein 
Anspruch auf Grund eines Tarifvertrages 
besteht. Kommt es zu keinem 



laufenden Verwaltung gehört (§ 24 Abs. 2 
GemO).

(2) Über die Ernennung und Einstellung der 
Gemeindebediensteten ist durch Wahl 
Beschluss zu fassen (§ 37 Abs. 7 GemO).

Einvernehmen, entscheidet der 
Gemeinderat mit einer Mehrheit von zwei 
Dritteln der Stimmen der anwesenden 
Mitglieder allein. Der Bürgermeister ist 
zuständig, soweit der Gemeinderat ihm die 
Entscheidung überträgt oder diese zur 
laufenden Verwaltung gehört.

(2) Über die Ernennung und Einstellung der 
Gemeindebediensteten ist durch Wahl 
Beschluss zu fassen; das Gleiche gilt für die 
nicht nur vorübergehende Übertragung 
einer höher bewerteten Tätigkeit bei einem 
Arbeitnehmer.
- § 24 Abs. 2, § 37 Abs. 7 GemO -

§ 29 Schriftliches Verfahren

Über Gegenstände einfacher Art kann im 
schriftlichen Verfahren beschlossen 
werden. Der Antrag, über den im 
schriftlichen Verfahren beschlossen werden 
soll, wird gegen Nachweis und mit Angabe 
der Widerspruchsfrist allen Gemeinderäten 
entweder nacheinander in einer 
Ausfertigung oder gleichzeitig in je 
gleichlautenden Ausfertigungen zugeleitet. 
Er ist angenommen, wenn kein Mitglied 
widerspricht (§ 37 Abs. 1 GemO).

§ 29 Schriftliches Verfahren 

Über Gegenstände einfacher Art kann im 
schriftlichen (oder elektronischen) 
Verfahren beschlossen werden. Der Antrag, 
über den im schriftlichen Verfahren 
beschlossen werden soll, wird gegen 
Nachweis und mit Angabe der 
Widerspruchsfrist allen Gemeinderäten 
entweder nacheinander in einer 
Ausfertigung oder gleichzeitig in je gleich 
lautenden Ausfertigungen zugeleitet. Er ist 
angenommen, wenn kein Mitglied 
widerspricht.
- § 37 Abs. 1 GemO –

§ 35 Anwendung der Geschäftsordnung 
des Gemeinderates

e) Sitzungen der beschließenden 
Ausschüsse, die der Vorberatung von 
Angelegenheiten, deren Entscheidung dem 
Gemeinderat vorbehalten ist, dienen, und 
Sitzungen der beratenden Ausschüsse sind 
in der Regel nichtöffentlich (§ 39 Abs. 5 
GemO).

§ 35 Anwendung der Geschäftsordnung 
des Gemeinderats

e) Sitzungen der beschließenden 
Ausschüsse, die der Vorberatung von 
Angelegenheiten, deren Entscheidung dem 
Gemeinderat vorbehalten ist, dienen, 
können in öffentlicher oder nichtöffentlicher 
Sitzung erfolgen; bei Vorliegen der 
Voraussetzungen des § 35 Absatz 1 Satz 2 
GemO muss nichtöffentlich verhandelt 
werden.  


